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Zürich
Deliktische
«Likes»

Das Bezirksgericht Zürich hat
gestern einen Mann, der den
Tierschützer Erwin Kessler ver-
unglimpfte, wegen mehrfacher
übler Nachrede zu einer beding-
ten Geldstrafe verurteilt.

Der Verurteilte, ein 45-jähri-
ger Mann, hatte Kessler und den
Verein gegen Tierfabriken
Schweiz auf Facebook als «Anti-
semiten» respektive «antisemi-
tischen Verein», «Rassisten»
und «Faschisten» bezeichnet.
Zudem markierte er mehrere
Facebook-Beiträge Dritter, die
solche Inhalte enthielten, mit
«Gefällt mir» (einem «Like»). Er
kommentierte und verlinkte
auch je einen solchen Beitrag.

Für das Zürcher Bezirksgericht
ist klar, dass die Äusserungen
ehrverletzend sind, wie es ges-
tern mitteilte. Unbestritten sei
zwar, dass die Beiträge, die der
Mann mit «Gefällt mir» markiert
beziehungsweise verlinkt habe,
nicht von ihm stammten. Dies sei
jedoch nicht ausschlaggebend.
Mit dem Anklicken des «Gefällt
mir»-Buttons habe der Ange-
schuldigte die ehrverletzenden
Inhalte klar befürwortet und sie
sich damit zu eigen gemacht. Auf
Facebook seien die Äusserungen
weiterverbreitet und so einer
Vielzahl von Personen zugäng-
lich gemacht worden.

Wahrheitsbeweis fehlt
Wie das Gericht weiter ausführt,
konnte der Angeklagte nicht
nachweisen, dass die ehrverlet-
zenden Äusserungen wahr sind
oder er gute Gründe hatte, sie für
wahr zu halten. Der Mann habe
Kessler und dem Verein kein ak-
tuelles rassistisches, antisemiti-
sches oder faschistisches Verhal-
ten nachweisen können.

Das Gericht verurteilte den
Mann wegen mehrfacher übler
Nachrede zu einer bedingten
Geldstrafe von 40 Tagessätzen à
100 Franken bei einer Probezeit
von zwei Jahren. Das Urteil kann
beim Obergericht angefochten
werden. sda

URTEIL Wer bei Facebook 
«Gefällt mir» anklickt und so
ehrverletzende Bemerkungen 
weiterverbreitet, kann sich 
strafbar machen.

FDP übergibt
Unterschriften
KOCH-AREAL  Die FDP der
Stadt Zürich hat über 3000
Unterschriften für ihre Initiative
«Wohnen und Leben auf dem
Koch-Areal» gesammelt. Heute
sollen die Unterschriften der
Stadt übergeben werden, wie die
Partei gestern mitteilte. Sie will
die Stadt verpflichten, das besetz-
te Koch-Areal an einen privaten
Bauherren zu verkaufen. Damit
soll das Gelände schneller als ge-
plant entwickelt werden können.

Der Käufer erhält dabei Aufla-
gen: Auf dem Grundstück sollen
Wohnraum, Gewerbeflächen, ein
öffentlicher Park sowie Infra-
struktur für Kinderbetreuung
und Schulraum erstellt werden.
Die FDP hofft, dass die Volks-
abstimmung schon im nächsten
Jahr stattfinden kann. sda

KANTONSRAT Für 94,5 Millio-
nen Franken sollen die Schaff-
hauserstrasse im Hardwald bei
Bülach auf vier Spuren erweitert
und der Kreisverkehr «Chrüz-
strasse» zwischen Hardwald und
Eglisau leistungsfähiger gemacht
werden. Nachdem der Regie-
rungsrat den Anteil an gebunde-
nen Kosten (32,3 Millionen) be-
reits im Juni 2016 gesprochen
hatte, stimmte der Kantonsrat
gestern Montag mit 103 zu 59
Stimmen den neuen Ausgaben
von 62,2 Millionen Franken zu.
Im Durchschnitt verkehren heu-
te auf der Schaffhauserstrasse

27 000 Fahrzeuge pro Tag. Eine
Wildtierverbindung und eine
Fussgängerbrücke sollen über die
Miniautobahn (Tempo 100) füh-
ren. Linke und Grüne waren
gegen den Ausbau und schlugen
eine Mittelleitplanke vor, um die
Sicherheit für die Autofahrer zu
erhöhen. Die Ratsrechte war für
den Ausbau der Verbindung. So-
fern nicht der Rechtsweg be-
schritten wird, könnte mit den
Bauarbeiten im Jahr 2020 begon-
nen werden schreibt das Tiefbau-
amt des Kantons auf seiner Web-
seite. Die Bauzeit beträgt rund
drei Jahre. sda

Geld für Ausbau auf vier Spuren

Miniautobahn im Bülacher Hardwald. Visualisierung Tiefbauamt Kanton Zürich

Gemeinden
können erben
NACHLASS  Eine 92-Jährige hat
den Gemeinden Rümlang und
Oberglatt je rund 406 000 Fran-
ken vererbt. Sie wünschte, dass
das Geld für Naturschutz, Kultur
sowie zum Wohl von alten Men-
schen eingesetzt wird. Zudem soll
die Erbschaft in spätestens zehn
Jahren aufgebraucht werden. Die
Frau, die in Zürich wohnte, fühlte
sich als Bürgerin von Rümlang
mit der Region sehr verbunden,
wie der Gemeinderat Oberglatt
gestern mitteilte. Weitere Teile
des Erbes der ledigen Frau gingen
an Bekannte von ihr. sda

Weitere Verstösse festgestellt

Die Stadt Winterthur will auf 1,4
Millionen Franken verzichten,
um der Wärme Frauenfeld AG
(WFAG) eine «gute Zukunft» zu
ermöglichen. Die politische Auf-
arbeitung im Nachgang zur «Wär-
mering-Affäre» hat derweil weite-
re Verstösse im Winterthurer
Stadtwerk zutage gefördert. So
wurden nicht bewilligte Lohn-
erhöhungen gewährt und Einzel-
sportler unterstützt, wie gestern
vor den Medien ausgeführt wurde.

Die Zukunft der WFAG soll ge-
sichert werden, indem sie in die
Werkbetriebe Frauenfeld integ-
riert wird. Dies sei die sinnvollste
Variante und ermögliche «eine
tragbare Lösung für eine gute Zu-
kunft», sagte der Winterthurer
Stadtpräsident Michael Künzle
(CVP). Die Stadt Frauenfeld wird
Winterthur 1,5 Millionen Fran-
ken zurückbezahlen. Auf ihre
weiteren Forderungen in Höhe
von 1,4 Millionen Franken wird
die Stadt Winterthur verzichten.
Zudem wird sie ihren Anteil am
Aktienkapital von 200 000 Fran-
ken abschreiben.

Dies sei besser als ein Totalver-
lust, der bei einem Aus der WFAG
gedroht hätte, sagte Künzle. Die
Variante Konkurs hätte Winter-
thur einen Verlust von 2,4 Millio-
nen Franken beschert, Frauen-
feld einen solchen von 1,8 Millio-
nen. Hinzugekommen wäre ein
«Riesenreputationsschaden».

Die erarbeitete Lösung ist
noch nicht definitiv: In der Stadt
Winterthur wird das Parlament
über den 1,4-Millionen-Verzicht
befinden. In Frauenfeld muss
eine Volksabstimmung durchge-
führt werden.

Stadtrat nicht informiert
Das finanzielle Debakel rund um
die Wärme Frauenfeld AG, an der
Stadtwerk Winterthur beteiligt
ist, führte in Winterthur zur so-
genannten Wärmering-Affäre, in
deren Zug Stadtrat Matthias
Gfeller (Grüne) zurücktrat und
Kaderleute entlassen wurden.
Stadtwerk ist als Teil der städti-
schen Verwaltung zuständig für
Elektrizität, Gas, Wasser, Fern-
wärme und Abfall.

Im Rahmen einer Administra-
tivuntersuchung wurden im ver-
gangenen September bei Stadt-
werk Winterthur verschiedene
Verstösse festgestellt. Eine da-
raufhin veranlasste Sonderprü-
fung der Finanzkontrolle bestäti-
ge die ersten Befunde, habe aber
auch noch weitere Sachverhalte
zutage gefördert, sagte Künzle.

So kam es bei Beteiligungen zu
Fehlverhalten und Kompetenz-
überschreitungen. Als sich bei
einer AG die wirtschaftliche Lage
über Jahre hinweg verschlechter-
te, wurden diese Informationen
dem Gesamtstadtrat bewusst
vorenthalten, sagte Sandra Ber-
berat, Leiterin der Finanzkont-
rolle. Und der Stadtrat wurde
auch nicht informiert, als Stadt-
werk Winterthur zwei konkrete
Kaufofferten für die Aktien die-
ser AG vorlagen. Der Stadtrat ha-
be so nicht reagieren können, kri-
tisierte Berberat. Die Beteiligung

an diesem Unternehmen, das nun
in Liquidation ist, musste die
Stadt inzwischen abschreiben.

Lockere Lohnzahlungen
Bei der Sonderprüfung wurden
auch Verstösse gegen das Perso-
nalstatut festgestellt. So gewähr-
te die Stadtwerk-Geschäftslei-
tung auf Januar 2016 drei Mit-
arbeitenden eine Lohnerhöhung,
obwohl sich der Stadtrat dagegen
ausgesprochen hatte. Und als
«schwer nachvollziehbar» be-
zeichnete Berberat die Ausrich-
tung eines Bonus von 4000 Fran-
ken im April 2016 an eine Person,
die gerade in die Administrativ-
untersuchung involviert war.

Lasch wurden offenbar auch die
eigenen Sponsoringregeln ge-
handhabt – die Finanzkontrolle
stiess in den Geschäftsleitungs-
protokollen von 2015 und 2016 auf
drei Fälle, in denen gegen die in-
ternen Richtlinien verstossen

wurde und beispielsweise ein Ein-
zelsportler unterstützt wurde.

Jetzt «griffige Massnahmen»
Künzle sprach am Montag von
stossenden Vorkommnissen. Der
«Wellengang ums Stadtwerk» soll
nun beruhigt werden. Der Stadt-
rat habe dazu «griffige Massnah-
men» erlassen. So gilt neu eine
Richtlinie über die Beteiligungs-
politik. Bei Stadtwerk sind Sofort-
massnahmen eingeführt worden,
damit der Stadtrat umfassend in-
formiert wird, wie Stadträtin Bar-
bara Günthard-Maier (FDP) aus-
führte, die interimistisch für
Stadtwerk zuständig ist.

Im Weiteren soll geprüft wer-
den, ob die Organisation von
Stadtwerk so anzupassen sei, dass
sie besser in den Personalbereich
des Departements Technische Be-
triebe eingebettet ist. Stadtwerk
wird auch ein neues Sponsoring-
konzept erarbeiten. sda

WINTERTHUR Die Wärme-
ring-Affäre war kein Einzelfall: 
Die ehemalige Führungsriege 
von Stadtwerk Winterthur 
missachtete Vorgaben, sie 
umging den Stadtrat und das 
Volk. Der Schaden beträgt 
mehrere Millionen Franken.

Frau Berberat, wie besonders ist 
der Fall Stadtwerk?
Sandra Berberat: Für die Win-
terthurer Verwaltung ist er sehr
aussergewöhnlich und hat haupt-
sächlich mit der früher gelebten
Kultur bei Stadtwerk zu tun.
Weshalb entdeckten Sie die Pro-
bleme bei Stadtwerk erst jetzt?
Die letzte Überprüfung des Be-
reichs Energie-Contracting, wel-
cher für den Fall Wärme Frauen-
feld AG verantwortlich ist, war 
2012. Wir haben jedoch bereits 
Anfang 2015 bei der Umstellung 
auf HRM2 festgestellt, dass die Be-
teiligung Wärme Frauenfeld AG 
überbewertet ist und wertberich-
tigt werden muss. Im Revisionsbe-
richt wurde dies offengelegt.
Die Bilanztricks zum Wohl der 
Wärme Frauenfeld AG hätten
Ihnen doch aber zumindest in 
der Jahresrechnung der Stadt 
auffallen müssen.
Diese sogenannten Bilanztricks 
fanden in der von Stadtwerk pu-
blizierten Rechnung statt. Diese 
wird von uns nicht revidiert. In der
von uns geprüften Stadtrechnung 
war alles korrekt abgebildet. Ich 
habe angeregt, dass aus der Stadt-
werk-Rechnung klarer hervorge-
hen muss, dass es sich um nicht re-
vidierte Zahlen handelt.
Welchen Anteil an den Verfeh-
lungen hat der ehemalige Werk-
vorsteher, Matthias Gfeller?
Inwiefern er umfassend infor-
miert war, kann ich nicht beurtei-
len. Als Departementsvorsteher
trägt man letztendlich die Ge-
samtverantwortung.
Nun wird Stadtwerk interimis-
tisch geführt, viele Geschäfts-
leitungsmitglieder sind noch 
dabei. Finden Sie das richtig?
Nachdem Stadträtin Günthard-
Maier übernommen hatte, spürte
man umgehend einen beginnen-
den Kulturwandel. Stadtwerk
wurde näher an die Verwaltung
gebunden. Während der Sonder-
prüfung stellte ich eine sehr gros-
se Offenheit seitens Geschäftslei-
tung Mitarbeitenden fest. mpl

«Beginnender
Kulturwandel»

Sandra 
Berberat, 
Wirtschafts-
prüferin

Nachgefragt

Legten das ganze Ausmass des Desasters offen: Die Stadträte Barbara Günthard und Michael Künzle mit Finanz-
kontrollchefin Sandra Berberat. Johanna Bossart

Gewaltopfer
Im Mädchenhaus Zürich
kamen in den letzten Monaten
so viele Hilfesuchende an
wie noch nie. SEITE 17

Staatsbesuch
Wladimir Putin und Emmanuel 
Macron wurden bei ihrem
Treffen in Versailles nicht warm 
miteinander. SEITE 23


